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und 23. Oktober. Wenn bereits mitgetheilt wird, daß der König 
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ſchen Reiches an. 


Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er⸗ 
cheinende Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 
ſen 4½ Mark, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf. 
Beſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 


Montag, 6. Oktober. 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol- 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


1879. 


Amtlides. 


Berlin, 4. Oktober. Der Kaiſer hat den bisherigen Vizepräſiden⸗ 
ten des Gewerbegerichts zu Metz im Bezirk Lothringen, Spediteur 
Friedrich Baſer zum Präſidenten und den Spediteur Julius Lallement 
zu Metz zum Vizepräſidenten dieſes Gerichts für eine dreijährige Amts⸗ 
dauer zu ernennen geruht. . \ ah 

Der König hat geruht: den Provinzial⸗Steuer⸗Direktor, Geheimen 
Cher - Finanz Rath Auguſtin zu Breslau zum Wirklichen Geheimen 
Ober⸗Finanz⸗Rath, den Ober⸗Regierungs⸗Rath und Regierungs⸗Abthei⸗ 
lungs⸗Dirigenten Freiherrn Eb riſtian von Maſſenbach zu 
Poſen zum Vize⸗Präſidenten der Regierung in Schleswig, den Regie⸗ 
rungs⸗Rath Friedrich Tilemann in Norden zum Amts ⸗ Hauptmann, 
den E WEE? Schmula zu Oppeln zum richterlichen Mitgliede 
und den Amtsrichter von Götz daſelbſt zum ſtellvertretenden richterli⸗ 
chen Mitgliede des Bezirksverwaltungsgerichts in Oppeln für die Dauer 
ihres Hauptamtes am Sitze des Letzteren zu ernennen; ſowie dem Kauf⸗ 
mann Benedict Loewenſtein zu Aachen den Charakter als Geheimer Kom⸗ 
miſſions⸗Rath, und dem Sekretär Siewert bei dem Kommerz⸗ und Ad⸗ 
miralitäts⸗Kollegium in Danzig bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſte 
den Charakter als Kanzlei⸗Rath zu verleihen. H 

Der ordentliche 5 — Dr. Friedrich Bahnſch am Gymnaſium zu 
and ik zum Oberlehrer am Königlichen Gymnaſium zu Danzig ernannt 
worden. 

Dem Amts⸗Hauptmann Friedrich Tilemann iſt das Amt Norden 
übertragen worden. ? d E / 

„Bei dem Miniſterium der öffentlichen Arbeiten iſt der Kanzlei⸗ 
Diätarius Oeſterreich zum Geheimen Kanzlei⸗Sekretär ernannt worden. 
Der bisherige Regierungs⸗Baumeiſter Ludwig Fröhling in Berlin iſt 
zum Königlichen Landbaumeiſter ernannt und demſelben eine techniſche 
Hülfsarbeiterſtelle bei der Königlichen Miniſterial⸗Baukommiſſion ver⸗ 
iehen worden. Der bisherige Königliche Kreisbaumeiſter Louis Theo⸗ 
dor Scheele zu Altena, Regierungsbezirk Arnsberg, iſt zum Königlichen 
Bauinſpektor ernannt und demſelben die Kreisbau⸗Beamtenſtelle zu 

euſtadt O.⸗S. verliehen worden. Der bisherige Königliche Kreisbau⸗ 
meiſter Friedrich Albert Barth zu Neumarkt O.⸗S. iſt zum Königlichen 
Bauinſpektor ernannt und demſelben die Bauinſpektor⸗Stelle zu Stral⸗ 
ſund verliehen worden. 
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Politiſche Meberſicht. 
Poſen, 6. Oktober. 
Der Termin der Landtags⸗Eröffnung ist noch nicht end- 


den Landtag in Perſon eröffnen werde, jo handelt es ſich dabei 
jedenfalls nur um Vermuthungen. Bis jetzt ſteht es noch nicht 
feſt, ob und auf wie lange Zeit der Kaiſer in dieſem Herbſt noch 
einen Aufenthalt in Wiesbaden nimmt, und ob ſeine Rückkehr 
noch im Laufe dieſes Monats zu erwarten iſt. 

Wiewohl aus den bis jetzt eingelaufenen Nachrichten über 
die Wahlen ſich noch kein klares Bild über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des neuen Abgeordnetenhauſes machen läßt, kann 
doch als feſtſtehend angenommen werden, daß weder die verein⸗ 
ten Liberalen noch die vereinten Konſervativen über eine 
Mehrheit zu verfügen haben werden, daß vielmehr die 
Entſcheidung in allen wichtigen Fragen in den Händen 
der Zentrumsfraktion liegen wird. Die bis jetzt vorlie⸗ 
genden Reſultate ergeben nämlich, daß die liberalen Fraktionen, 
namentlich die nationalliberale Partei, in den öſtlichen Provin⸗ 
zen, zumal in Brandenburg, Pommern und Schleſien erhebliche 
Einbuße zu Gunſten der Konſervativen erlitten haben; inwieweit 
ſich ein Gewinn: oder Verluſtkonto bei der Fortſchrittspartei er⸗ 
geben wird, das hängt einzig und allein von dem Ausfall der 
Wahlen in Oſtpreußen ab. In den öſtlichen Provinzen wird 
das Plus der Stimmen den Alt- und Neukonſervativen, weniger 
den Freikonſervativen zufallen. Indem ſo der Schwerpunkt wie 
im Reichstage auf das Zentrum übergeht, wird die Regierung zur 
Aufrechteharltung der Allianz der klerikalen Partei mehr oder we⸗ 

er große Konzeſſionen machen müſſen. Nicht für ein Linſen⸗ 
gericht wird das Zentrum, welches bisher als entſchiedenſter Geg⸗ 
ner der Staatsbahnpolitik aufgetreten, zu Gunſten des Ankaufs 
der Privatbahnen durch den Staat ſich engagiren. Hier werden 
die Gegenkonzeſſionen auf dem Gebiete der Kirche und Schule 
nothwendig folgen müſſen. Das find die Eventualitäten, auf 
welche der frühere Kultusminiſter Falk in ſeinem bekannten 
Schreiben hingedeutet, und welche jetzt in ihrer nackten Realität 
vor uns liegen. Die unmittelbar vor dem Landtage zuſammen⸗ 
tretende Generalſynode wird den konſervativ⸗ klerikalen Parteien das 
Signal zum Angriff auf das „Syſtem Falk“ geben. 

Es hat ſich bei den diesmaligen Wahlen wieder gezeigt, daß 
unter allen Parteien die Ultramontanen ihre Schaaren am 
ſicherſten in der Hand haben. Die Parteiführer des Zentrums 
hatten alle Urſache, mit Ruhe dem Ergebniß der Abſtimmung 
entgegenzuſehen, denn ſie kennen ihre Leute. In den meiſten 
Wahlkreiſen hatte das Zentrum ernſte und erbitterte Wahlkämpfe, 
wie ſie die übrigen Parteien unter einander führen, kaum aus⸗ 
zufechten. Keine andere Partei beſitzt eine ſolche Reihe unbe⸗ 
ſtrittener Domänen und vermag ſo widerſpruchslos eine Parole 
auszugeben wie das Zentrum. Die Ultramontanen wählen in 
denjenigen Wahlkreiſen, wo ſie eigene Kandidaten nicht durchzubrin⸗ 
gen hoffen können, auf Befehl von oben das eine Mal konſervativ, 
das andere Mal fortſchrittlich, das dritte Mal ſozialdemokratiſch. 


Die Annahme, die grundverſchiedene Stellung, welche die Partei 


ſeit der letzten Reichstagsſeſſion einnimmt, die offene Preisgebung 
der freiſinnigen Schlagwörter, mit denen das Zentrum ſonſt, als 
es in der Oppoſition war, ſich zu brüſten pflegte, das Bündniß 
mit der Reaktion werde der Partei zahlreiche, im Grund politiſch 
freiſinnige Elemente entfremden: dieſe Annahme hat ſich bis jetz⸗ 
nicht bewahrheitet. Man traut offenbar der Maſſe der ultramont 
tanen Wählerſchaft zu viel Einſicht und Selbſtſtändigkeit des 
Denkens zu, wenn man aus ihrem Schooße heraus 
Oppoſition gegen das Kommando ihrer Führer oder Zweifel an 
deſſen Richtigkeit erwartet. Wenigſtens vorläufig iſt von einer 
inneren Zerſetzung und Schwächung der Partei noch nichts zu be⸗ 
merken; im Gegentheil ſie tritt verſtärkt im neuen Abgeordneten⸗ 
hauſe wieder auf, nachdem ihr die Regierung im Kampf gegen 
die Liberalen in die Hände gearbeitet hat. Wohl mag im Laufe 
der Zeit eine Partei, die nur in der Agitation und Fanatiſirung 
der Maſſen groß geworden und im Kampf gegen Regierung und 
Staat erſtarkt iſt, ihren eigentlichen Lebensboden verlieren, wenn 
ein Friedensſchluß zu Stande kommt oder die Heftigkeit des 
Kampfes erlöſcht. Man kann ſagen: Es hat unter dem Mühler⸗ 
ſchen Regime eigentlich eine ultramontane Partei nicht gegeben, 
warum ſoll es eine ſolche geben, wenn die Puttkamer'ſche Verwal⸗ 
tung jenes ſich zum Vorbild nähme? Im gegenwärtigen Augen⸗ 
blick aber ſind wir noch lange nicht ſo weit. Noch hat die Par⸗ 
tei nicht erreicht, was ſie erſtrebt, und noch ſteht ſie in feſtge⸗ 
ſchloſſener übermächtiger Poſition da. Die Regierung kann, nach⸗ 
dem ſie ſich das Zuſammenwirken mit den liberalen Parteien gegen 
früher unendlich erſchwert und eine konſervative Majorität ſich 
doch als ein luftiges Traumgebilde erwieſen hat, die Unterſtützung 
des Zentrums nicht entbehren, aber ſie hat in demſelben keine 
blindergebene dienſtfertige Partei, ſondern eine ſolche, die ihrer⸗ 
ſeits Forderungen erheben und Vorſchriften machen und ſich ihrer 
entſcheidenden Stellung wohl bewußt zeigen wird. Der Erfolg 
wird lehren, ob die neue parlamentariſche Stütze feſter und zu⸗ 
verläſſiger iſt als die alte. 
Die Wahlen in Hannover find, wie es ſcheint, ver⸗ 
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Nationalliberalen ausgefallen. Es iſt dies um ſo erfreulicher, 
als bekanntlich bei den jüngſten Reichstagswahlen die welfiſch⸗ 
konſervative Agitation ſchmerzliche Lücken in die nationale und 
liberale Vertretung dieſer Provinz geriſſen hatte. Ueberhaupt 
ſind es mehr die öſtlichen Provinzen, aus denen noch ungünſtige 
Nachrichten für die liberale Sache zu befürchten ſind, als die 
neuen Provinzen des Weſtens. Berechnungen, die man über die 
Zahl der von den beiden liberalen Fraktionen an die Konſerva⸗ 
tiven abzugebenden Mandate anſtellen wollte, können im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick irgend einen Werth nicht beanſpruchen und 
werden beſſer ganz unterdrückt. Wenn ein fortſchrittlicher Kor⸗ 
reſpondent den Verluſt der Nationalliberalen allein ſchon auf 50 
bis 60 Sitze ſchätzt, ſo dürfte ſich dieſe Berechnung doch als 
ſehr übertrieben herausſtellen; jedenfalls iſt ſie nicht, wie es in 
der betreffenden Angabe heißt, in dem Zentralwahlkomite der na⸗ 
tionalliberalen Partei angeſtellt worden. Unſererſeits iſt man 
gewiß nicht mit übermäßigen Hoffnungen in dieſe Wahlen ein⸗ 
getreten; uns werden daher auch Enttäuſchungen ſicherlich weniger 
bevorſtehen, wenn einmal das Geſammtreſultat bekannt geworden, 
als den Konſervativen. 


Die Generalſynode wird am 10. d. M., Vormittags 10 
Uhr durch einen feierlichen Gottesdienſt eröffnet werden, bei dem 
der General - Superintendent Dr. Brückner die Predigt halten 
wird. Die beiden Kirchengeſetze über die Trauungsordnung 
und über die Verletzung kirchlicher Pflichten in Beziehung auf 
Taufe, Konfirmation und Trauung, deren Wortlaut wir an anderer 
Stelle mittheilen, verdienen die ſorgfältigſte Prüfung in eingehender 
Beſprechung. Beide Geſetze greifen ſo tief in unſer bürgerliches Le⸗ 
ben ein, daß alle Kreiſe der Bevölkerung Stellung zu ihnen nehmen 
müſſen. Was die Trau ungsordnung anlangt, jo drängt 
ſich bei Durchſicht der Traufragen und der Trauformeln die 
Beſorgniß auf, daß ſie die Tragweite des Reichsgeſetzes über 
die Eheſchließung unterſchätzen oder ſogar außer Acht laſſen. 
Die beim Geiſtlichen die Einſegnung der Ehe Nachſuchenden 
ſind bereits rechtmäßig verbundene Eheleute und als ſolche in 
das Heiraths⸗Regiſter eingetragen worden. Es kann deshalb der 
Geiſtliche unmöglich noch die Frage ſtellen, ob die beiden ehelich 
Verbundenen ſich als Ehegatten haben wollen. Sie haben ſich 
bereits als ſolche, und weil die Ehe ſchon geſchloſſen iſt, ſo 
kann dieſer Ehebund nur noch kirchlich geſegnet werden. Die 
Worte der Trauformel: „und ſprechen ſie zuſammen“, müſſen 
aus der Formel heraus, weil die kirchliche Einſegnung der 
Ehe nicht als Eheſchließung gedacht werden darf. Die vor dem 
Geiſtlichen Erſcheinendeu haben alle Bedingungen, die zu einer 
giltigen Ehe erforderlich ſind, erfüllt, und will der Geiſtliche 
gleichwohl noch ein „Zuſammenſprechen“ vornehmen, ſo ſtellt er 
ſich hierdurch mit den Thatſachen in Widerſpruch. Das „Zuſam⸗ 
menſprechen“ geht ebenſowenig an, als die Frage noch einen In⸗ 
halt hat, ob die ehelich Verbundenen ſich haben wollen. Wer 


v. Puttkamer wird deutliche 


ſich ſchon hat, der kann ſich nicht noch haben wollen. — Das 
Geſetz über die Verletzung kirchlicher Pflichten iſt ebenſo tief ein⸗ 
ſchneidend, ſofern es die perſönliche Freiheit betrifft. 

Die Reiſe des Vizepräſidenten des Staatsminiſte— 
riums, Grafen Stolberg, an das kaiſerliche Hoflager nach Ba⸗ 
den hat in der Preſſe allerlei Vermuthungen hervorgerufen. Graf 
Stolberg iſt unmittelbar nach der erſten Sitzung des Staatsmi⸗ 
niſteriums, die nach der Rückkehr des Reichskanzlers ſtattgefunden 
und in der, allgemeiner Annahme zufolge, entſcheidende Beſchlüſſe 
für die Landtagsſeſſion gefaßt wurden, nach Baden abgereiſt, um 
dem Kaiſer Vortrag zu halten. Es iſt nicht zu verwundern, daß 
ſich an dieſe außerordentliche Miſſion allerlei politiſche Kombina⸗ 
tionen knüpften. Am nächſten lag der Gedanke, die Reiſe mit 
wichtigen Verhandlungen oder Beſchlüſſen auf kirchenpolitiſchem 
Gebiet in Verbindung zu bringen, und in der That iſt in den 
letzten Tagen wieder von verſchiedenen Seiten verſichert worden, 
daß die Verhandlungen zwiſchen dem Reichskanzler und dem 
wiener Nuntius Jacobini keineswegs reſultatlos verlaufen ſeien, 
ſondern die Verſtändigung um einen weſentlichen Schritt 
weiter geführt hätten. Die „Krouz⸗ Zeitung“ ſtellt zwar 
in Abrede, daß damit vorzugsweiſe die Sendung des 
Grafen Stolberg zuſammenhänge, von anderer Seite aber 
wird dies doch behauptet oder vermuthet. Wie dem aber auch ſei, 
es iſt unvermeidlich, daß über dieſe nun ſchon ſo lange ſchwe⸗ 
bende Angelegenheit endlich Licht verbreitet wird, und es wird 
eine der erſten Aufgaben der Landtagsſeſſion fein, über die Stel⸗ 
lung der Regierung zu dem Komplex wichtiger Fragen, den man 
als „Kulturkampf“ zu bezeichnen gewohnt iſt, go Aufklärung zu 
verſchaffen. Die liberalen Parteien haben daran ebenſo viel In⸗ 
tereſſe wie das Zentrum, und wenn nicht von letzterer, ſo wird 
unzweifelbaft von liberaler Seite die Initiative ausgehen, die 
Regierung zu einer möglichſt eingehenden Darlegung über den 
Stand dieſer Angelegenheit zu veranlaſſen. Es iſt ganz undenk⸗ 
bar, daß noch eine parlamentariſche Seſſion vergehen könnte, 
ohne daß das Halbdunkel, welches über der entſcheidendſten Frage 
unſerer ganzen innern Politik ſchwebt, aufgehellt würde. Herr 

wird deutli ind gründlicher Farbe bekennen 
nen, als er es bis jetzt bei Tiſchreden 
gen gethan hat. 

Einem ferneren Artikel der „Kreuzzeitung“ über „Ruß⸗ 
land und die deutſche Politik“ entnehmen wir noch die fol⸗ 
genden Sätze, welche die Situation und ihre Bedeutung charak⸗ 
teriſiren: „Das Drei⸗Kaiſerverhältniß in ſeiner bisherigen Form 
iſt zu Ende, nicht durch einen Streit, ſondern durch die natür⸗ 
liche Entwicklung der Dinge, und weil die panſlawiſtiſche Partei 
ihre Rechnung nicht dabei gefunden hat. Ihre Pläne im Orient 
und Oeſterreichs Intereſſen daſelbſt ſind unvereinbar, und Fürſt 
Bismarck's Beſuch zeigt, daß Deutſchland dabei auf der Seite 
des letzteren ſteht. . .. Mag das deutſch⸗öſterreichiſche Bündniß 
eine ſchriftliche Sanktion erhalten oder nicht, es liegt in den 
Verhältniſſen, daß es jeden Augenblick durch den Zutritt Eng⸗ 
lands erweitert werden kann. Die drei Mächte haben im 
Oriente keine widerſtreitenden Intereſſen; England und Oeſter⸗ 
reich ſind vielmehr dort auf einander angewieſen, wie dies Fürſt 
Metternich jederzeit betonte (2). Sind die Beiden mit Deutſch⸗ 
land einig, ſo beherrſcht dieſe Tripelallianz die Situa⸗ 
Sg gegen ihren Willen kann in Europa kein Krieg ſtatt⸗ 

nden.“ 

Die „Italie“ veröffentlicht Mittheilungen über die Entre⸗ 
vuen, welche der deutſche Reichskanzler in Gaſtein 
mit dem päpſtlichen Nuntius am öſterreichiſchen Hofe, 
Jacobini, hatte. Das erwähnte Blatt, welchem wir die 
Gewähr für die Richtigkeit ſeiner Angaben überlaſſen, ſchreibt: 

„Alle ſeit einem Jahre zum Vorſchein gebrachten Projekte und 
Pläne ermangelten einer praktiſchen Baſis, da Dee zwiſchen dem Fürſten 
Bismarck und Migr. Aloiſi⸗Maſella in Kiſſingen gepflogenen Unter: 


redungen kein anderes Reſultat gehabt hatten, als einen Austauſch von 
Deſiderata, welche darauf abzielten, den Zuſtand der Dinge 10 me 


el 


Kirche und Staat abzuändern. Beide Parteien überzeugten ſich des⸗ 
— — ſchließlich, daß die vorgeſchlagenen Auskunftsmittel weder den 
Staat noch die Kirche zufriedenſtellen konnten, und daß die gegenwär⸗ 
tige Situation des Parlaments und die Stimmung in Preußen weder 
der Regierung geſtattete, die Maigeſetze ler noch dem heiligen 
Stuhle, dieſelben anzunehmen. Die be und Gegenvor⸗ 
ſchläge wurden daher beinahe in demſelben Augenblickebei Seite 
gutes als man es für unmöglich erachtete, wenigſtens einen mo- 
us vivendi zu ſchaffen, und zwar aus dem einfachen Gru 
weil 3 nur Zweideutigkeiten enthielten; die Regierung glaubte da 
die Kirchengeſetze von dem Augenblicke an, wo ſie mit Zus, 
ung angewandt wurden, die Anerkennung des heiligen Stuhles 
Anden würden; der heilige Stuhl ſeinerſeits 

Geſetze e ier zum Theil als bejeitigt angeſehen werden 
würden. Das war alſo die beiderſeitige Auffaſſung der Janz 8 
welche kein anderes Mittel hatten, um zur Feſtſtellung eines Prinz 
für den ee zu gelangen. Die bevo den Wahlen in Preu 
und die Agitation der Parteien ließen die Zweideutigkeit und die 
fahr klar erkennen, welche darin lägen, falls man den Zuſtand 


ſen hatte, wurde mit der Aufgabe betraut, neue e DE ein⸗ 
zuleiten. Infolgedeſſen hatte Msgr. Jacobini am 4. 
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Dinge ſchwieriger geſtaltete. Der päpſtliche Nuntius in Wien, welcher 
indirekt mit den früheren Unterhandlungen beſchäftigt worden, auch vom 
Fürſten Bismarck angenommen war und überdies großen Takt bewie⸗ 
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rere zn Unterredungen mit dem Fürften Bismarck, bei denen es 
mög ich wurde, die haupt e den Punkte eines neuen Planes feftzu- 
ſtellen. Migr. Jacobini kehrte dann nach Wien zurück und redigirte in 
aller Form ein wirkliches Projekt, welches in Gaſtein vom 14. bis zum 
19. September diskutirt worden iſt. Im Prinzip wurde ein Einverneh⸗ 
men erzielt; es fehlt nur noch die Zuſtimmung des h. Stuhles. Der 
Pei und der Kardinal Nina beſchäftigen ſich augenblicklich mit der 

rüfung dieſer Präliminarien; indeſſen wird es noch einiger Zeit be⸗ 
dürfen, ehe man zu einem Abſchluſſe gelangt, da noch mehrere Abände⸗ 
rungen und mehrere Zuſatzartikel eingefügt werden müſſen“. 

In den induſtriellen Kreiſen trägt man ſich ganz ernſtlich 
mit dem Gedanken einer „deutſch⸗öſterreichiſchen Gewerbe: 
Ausſtellung in Berlin“ im Jahre 1880. Der gute Erfolg 
und der günſtige Verlauf der Berliner Gewerbe-⸗Ausſtellung ha⸗ 
ben dieſe Idee wachgerufen. Von dem Gedanken, der nur in 
einigen Köpfen auftauchte, eine große „internationale Weltaus⸗ 
ſtellung in Berlin“ im Jahre 1885 zu veranſtalten, iſt längſt 
keine Rede mehr, dagegen glaubt man, daß eine partielle inter⸗ 
nationale Gewerbe Ausſtellung mit ihren geringeren Koſten und 
Auslagen erfolgverſprechend ſei. Sodann, ſagt man, werde eine 
gemeinſame deutſch⸗öſterreichiſche Austellung das beſte Mittel ge⸗ 
währen, die beiden großen kontinentalen Staaten Deutſchland und 
Oeſterreich⸗Ungarn wieder Schulter an Schulter ſich ſchließen zu 
ſehen, und den bisher noch in Oeſterreich beſtehenden politiſchen 
Groll gegen Deutſchland aufgehen zu laſſen in gemeinſamen wett⸗ 
eifernden Großthaten des Friedens und der Ziviliſation. — Wir 
beſchränken uns, ſo ſchreibt die „Trib.“, für heute auf dies ein⸗ 
fache Referat und wollen abwarten, ob dem alſo ventilirten Pro⸗ 
jekt in der That ernſthaftere Erwägungen zu Grunde liegen, als 
der aus Architektenkreiſen entſprungenen Berliner [Weltaus⸗ 
ſtellungsidee. 


Ueber die künftigen Zollverträge auf Grund⸗ 
lage der autonomen Tarife der Induſtrielän⸗ 
der des europäiſchen Kontinents“ geht der „Straßb. 
Ztg.“ von Herrn G. Bergmann folgendes Schreiben zu, das ge— 
wiſſermaßen als eine Folge ſeiner jüngſt im Verlage von R. 
Schultz u. Comp. erſchienenen Broſchüre über daſſelbe Thema 
betrachtet werden kann: 

Herr Redakteur! Die Reiſe des deutſchen Reichskanzlers Suter 
Bismarck nach Wien ſcheint unbeitreitbar die beiden Kabinette von Wien 
und Berlin vermöge einer Gemeinſamkeit der politiſchen Intereſſen und 
Anſichten einander näher gebracht zu haben. Es iſt kaum anzunehmen, 
daß man in Folge der guten Stimmung, die ſchon lange im deutſchen 
Reiche vorhanden war, der aber Oeſterreich-Ungarn aus begreiflichen 
Gründen bis jetzt nicht in dem in Deutſchland gewünſchten Maße ent⸗ 
gegenkam, nicht auch Unterhandlungen über die wirthſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen der beiden Länder angeknüpft haben ſollte. Indeſſen ſcheint es 
bei dem von den beiden Kaiſerreichen erlangten Grade der induſtriellen 
und landwirthſchaftlichen Entwickelung ſchwer, von vornherein einen 
einfachen Zollverein zu ſchließen, welche Idee hier und da ausgeſprochen 
wurde. Die öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung hat nach langen Be⸗ 
rathungen in deren Parlamenten endlich ihren Zolltarif aufgeſtellt, den 
ſie in der Form eines Handelsvertrages den anderen Nationen mit der 
Klauſel der Behandlung der meiſtbegünſtigten Nation ohne andere vor⸗ 
hergehende Zugeſtändniſſe, aber mit der Drohung . im Falle 
der Nichtannahme dieſes Tarifs oder reſtriktiver Maßregeln gegen 
Defterreich-Ungarn noch zu einer Erhöhung der aufgeſtellten Zölle um 
pt. zu ſchreiten. Wahr iſt, daß Frankreich, Italien, die Schweiz 
x. auf beschränkte Zeit dieſen öſterreichiſch⸗ungariſchen Tarif annahmen, 
um nicht in nachtheiliger Weiſe die beſtehenden Handelsbeziehungen zu 
unterbrechen. Wenn ich nicht irre, ſo erlangte das deutſche Reich einige 
beſondere Zugeſtändniſſe hinſichtlich des zwiſchen den beiden Nationen 
beſtehenden Veredlungsverkehrs. Wenn daher Oeſterreich⸗ Ungarn mit 
dem deutſchen Reiche Unterhandlungen anknüpft, ſo werden die Zuge⸗ 
ſtändniſſe, die erſterer Staat dem letzteren zu machen geneigt iſt, ver⸗ 
möge der Klauſel der meiſtbegünſtigten Nation auch den anderen in 
Vertragsbeziehungen zu Oeſterreich ſtehenden Ländern zu Gute kommen. 
Die Unmöglichkeit, die in der Klauſel der meiſtbegünſtigten Nation 
liegt, einem gegebenen Lande beſondere Zugeſtändniſſe zu gewähren, 
ſcheint daher beim erſten Anblick ein Hinderniß für nutzbringende Un⸗ 
terhandlungen zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und dem deutſchen Reiche 
zu ſein. Wenn es aber nützlich erſchiene, wie wir dafür halten, auf die 
Ka einzugehen, die wir in unſerer Schrift über „Die künftigen, auf die 
autonomen Tarife der induſtriellen Länder des europäiſchen Kontinents ge⸗ 
gründeten Zollverträge“ entwickelten, ſo finden wir auf Seite 39 Fol⸗ 
EE „Der Hauptzweck, welchen wir verfolgen, iſt die Bildung einer 
Art „Zollverein unter den Induſtrieländern des 
euxopäiſchen Kontinents auf der Grundlage gemeinſchaftlich 
revidirter autonomer Tarife, um, wenn guch nicht ausſchließlich, ſo doch 
in möglichſt hohem Le den europäiſchen Markt den einheimischen 
Induſtrien zu erhalten. Deshalb dürfte es auch um jo weniger ſchwer 
ſein, eine Reihe gegenſeitiger Zugeſtändiſſe zu erlangen, als die Furcht, 
von der engliſchen und amerikaniſchen Konkurrenz überſchwemmt zu 
werden, durch eine gemeinſchaftliche Vertheidigung beſeitigt wird.“ Die 
Thatſache, daß die Klauſel der meiſtbegünſtigten Nation gegenwärtig 
den Zollperband der meiſten Induſtrievölker Europas mit Oeſterreich⸗ 
Ungarn bildet, dieſe Thatſache könnte zum Kern des umfaſſenderen und 
feſter geſchloſſenen Zollverbandes werden, den wir vorſchlagen. Die 
wirthſchaftliche und re Lage beinahe aller Staaten des europäi⸗ 
chen Feſtlandes in der Gegenwart dürfte kaum did? Möglichkeit einer 

nnäherung und einer Verſtändigung ausſchließen, beſonders wenn der 
Vorſchlag zu einem Kongreſſe oder einer Delegation zugleich von Oeſter⸗ 
reich = Ungarn und dem deutſchen Reiche ausginge, deren Gebiet die 
Mitte des Kontinents von Europa einnimmt. Ohne Zweifel übten in 
beiden Ländern die finanziellen Bedürfniſſe einen großen Einfluß auf 
die Erhöhung der beiden autonomen Zolltarife aus. Deſſenungeachtet 
ſcheuen wir uns nicht, zu ſagen, daß, wenn durch Vermittelung Oeſterreich 
Ungarns in Verbindung mit dem deutſchen Reiche hinſichtlich der wohl⸗ 
verſtandenen wirthſchaftlichen Intereſſen eine Verſtändigung über die 
Zoll⸗ und Transportfrage auf dem europäiſchen Feſtlande erfolgen 
könnte, dieſe Verſtändigung ein dauerhaftes Friedenspfand darbieten, 
die Budgets aller betheiligten Staaten in beträchtlichem Maße erleich⸗ 
tern und zugleich den internationalen Verkehr zum Nutzen Aller för⸗ 
dern würde. Der große, möglicherweiſe zu erreichende Zweck ſcheint des 
Verſuches, die Mittel und Wege zu demſelben vorzubereiten, werth zu 
ſein. Genehmigen Sie ꝛc. Guſtav Bergmann, geweſenes Mitglied des 
deutschen Reichstages. 


In mehreren Induſtriebezirken mit ſchutzzöllneriſchen Fabri⸗ 
kanten werden ſeitens der Arbeiter, ohne Unterſchied der Partei⸗ 
richtung, Petitionen an die Induſtriellen vorbereitet, ange⸗ 
ſichts der Nothlage der Arbeiter und in Rückſicht auf die be: 
ſtimmte Zuſage der Schutzzöllner, die Arbeits löhne aufzu— 
beſſern, ſobald das Zolltarifgeſetz durch den Reichstag genehmigt 
iſt, jetzt die verheißene Lohnaufbeſſerung vorzunehmen. In den 
Petitionen wird ferner dargelegt, daß die Löhne in vielen Be⸗ 


zirken, woſelbſt der Ruf nach Schutzzoll nicht ertönte, ſchon ſeit 
Langem beſſere find, obwohl ſich daſelbſt die Induſtrie in der⸗ 
ſelben prekären Lage befindet, wie in denjenigen Bezirken, in 
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denen die Lohnaufbeſſerung von dem Zolltarifgeſetz abhängig ge⸗ 
macht worden iſt. Die Petenten rechnen mit voller Zuverſicht 
auf die Gewähr ihres Anſuchens, da andernfalls der Glaube an 
Ce Wahrheitsliebe der Induſtriellen leicht erſchüttert werden 
önnte. 

Einigermaßen bedenklich für gewiſſe Hoffnungen klingt das 
Urtheil eines in der „Eſſener Zeitung“ das Wort ergreifenden 
Großinduſtriellen, welches jo eben die Runde durch die 
Blätter macht. Da wird mit dürren Worten geſagt, daß der 
Krebsſchaden des Kohlen- und Eiſengeſchäftes die Ueber— 
produktion und die dadurch bedingten Schleuderpreiſe ſeien, und 
ſchließlich heißt es: „Geſunde Zuſtände können erſt dann wieder 
eintreten, wenn die Produzenten und Fabrikanten ſich nach der 
Bedürfnißfrage richten und nicht immer im vergrößerten Betrieb 
die Verminderung ihrer Generalſpeſen ſuchen; denn die Konſe⸗ 
quenzen liegen für Jeden, der nicht kindiſch denkt, auf der Hand; 
ferner, wenn dieſelben bei ihren Kalkulationen die Verzinſung 
und nothwendige Amortiſation in Rechnung bringen, und endlich, 
wenn man wieder die Selbſtſtändigkeit gewinnt, ſich nicht durch 
GE Gebot zu Geſchäften oder billigeren Offerten verleiten zu 
aſſen. 

Nach § 153 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes find die Beam⸗ 
ten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes Hülfsbeamte der 
Staatsanwaltſchaft und als ſolche verpflichtet, den Anord⸗ 
nungen der Staatsanwalte bei den Landgerichten ihres Bezirks 
und der dieſen vorgeſetzten Beamten Folge zu leiſten. Die Be⸗ 
zeichnung derjenigen Beamten, welche als Hülfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft zu betrachten ſind, wurde den Landesregierungen 
überlaſſen. In Ausführung dieſer Beſtimmung iſt eine vom 
15. v. M. datirende, gemeinſchaftlich vom Miniſter des Innern 
und dem Juſtizminiſter erlaſſene Verfügung veröffentlicht worden, 
welche für Preußen die nöthigen Anordnungen trifft. Der Kreis 
derjenigen Beamten, welche fortan als Hülfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft unterſtellt find, iſt nach den lokalen Verhältniſſen 
und Bedürfniſſen ein verſchiedener. In den Städten mit könig⸗ 
lichen Polizeiverwaltungen (Königsberg, Danzig, Berlin, Pots⸗ 
dam, Charlottenburg, Stettin, Poſen, Breslau, Magdeburg, 
Hannover, Göttingen, Celle, Kaſſel, Hanau, Fulda, Marburg, 
Frankfurt a. M., Köln, Koblenz und Aachen) werden die Polizei⸗ 
und Kriminalpolizei = Kommiffarien als „Hülfsbeamte“ bezeichnet, 
für Berlin außerdem die mit der Führung der Revierpolizei 
beauftragten Polizeilieutenants und deren Stellvertreter und die 
mit Handhabung der Marktpolizei beauftragten Polizeilieutenants 
und Polizeiwachtmeiſter. In den übrigen Städten hat der Bür⸗ 
germeiſter oder das an ſeiner Stelle mit der Führung der Poli⸗ 
zeiverwaltung beauftragte Magiſtratsmitglied die gleiche Funktion, 
außerdem, wo ſolche vorhanden ſind, die Polizeikommiſſarien und 
Polizei⸗Inſpektoren. Bezüglich der ländlichen Polizei ſind die 
Amts-, Guts⸗ und Gemeindevorſteher und deren Stellvertreter 
der Staatsanwaltſchaft unterſtellt worden. In den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein und Hannover treten die Kirchſpiel⸗, Hardes⸗, 
Land⸗, Amts⸗ und Inſelvögte und ähnliche mit dem Polizeidienſt 
betraute Beamte hinzu. Gleichmäßig für alle Provinzen ſind 
die Revierbeamten des Berg-, Hütten⸗ und Salinenweſens 
Einſchluß der Direktoren der fiskaliſchen Bergwerke und Salinen 
aufgeführt. Im Uebrigen beſtimmte das lokale Bedürfniß die 
Wahl der Hülfsbeamten. So ſind als ſolche für Diſtrikte, welche 
an der See belegen find, die Lootſen-Kommandeure, die Schiff 
fahrts⸗Revier⸗Schutzmänner, die Oberfiſchmeiſter, Fiſchmeiſter, 
Fiſchkieper und Hülfsfiſchkieper aufgeführt, und für einige 
Grenzdiſtrikte die Grenzkom miſſarien. Ueber alle dieſe Beamten, 
mit Ausnahme derjenigen, welche ein Ehrenamt bekleiden, haben 
die Staatsanwalte bei den Oberlandesgerichten und Landgerichten, 
jo weit ihr Geſchäftskreis in Frage kommt, nach den SE 80, 81 
des Ausführungsgeſetzes vom 24. April 1878 das Recht der 
Aufſicht. In demſelben liegt die Befugniß, die ordnungswidrige 
Ausführung eines Amtsgeſchäftes zu rügen und die Erledigung 
eines Amtsgeſchäftes durch Ordnungsſtrafen bis zum Geſammt⸗ 
betrage von 100 Mk. zu erzwingen. 


Wir haben bereits gemeldet, daß das Strafvollzugsge— 
ſetz, welches dem Bundesrathe vorgelegt worden, demnächſt den 
Juſtizausſchuß deſſelben beſchäftigen ſoll. Wie man ſich erin⸗ 
nern wird, iſt der Entwurf, bevor er an den Bundesrath ge 
langte, einer Kommiſſion von Sachverſtändigen: Strafanſtalts⸗ 
Direktoren und Beamten ꝛc. unterbreitet geweſen und ſpäter auch 
den verſchiedenen Bundesſtaaten mitgetheilt worden. Wie jetzt 
bekannt wird, ſind von einzelnen der letzteren nur finanzielle Be— 
denken dagegen laut geworden, während man ſich im übrigen 
damit einverſtanden erklärte. Die Ausführung des Geſetzes hängt 
ſelbſtverſtändlich von den Einzelſtaaten ab und es iſt anzuneh⸗ 
men, daß ſowohl im Ausſchuß wie im Plenum ein Einverſtänd⸗ 
niß darüber feſtgeſtellt wird, daß und in welchen Grenzen eine 
Bürgſchaft dafür gegeben iſt, die angebahnte Einheitlichkeit des 
Strafvollzuges für das Reich auch wirklich durchführen zu können, 
bevor man den Entwurf an den Reichstag bringt. Jedenfalls iſt 
dies die ausgeſprochene Abſicht der Reichsregierung, zumal gegen⸗ 
über den wiederholten Anträgen aus der Mitte des Reichstags; 
es iſt ſogar nicht einmal anzunehmen, daß der Entwurf nach der 
erwähnten Verſtändigung zwiſchen den Einzelſtaaten im Bundes⸗ 
rathe erhebliche Veränderungen erfahren wird. 

Wiederholt iſt im Abgeordnetenhauſe auf die ſo ſtark zu⸗ 
nehmende Rückfälligkeit der Verbrecher hingewieſen und 
die Regierung zur Vorbeugung dieſer Rückfälligkeit um Ergrei⸗ 
fung entſprechender Maßregeln angegangen worden. Als eine 
ſolche Maßregel iſt ein jüngſt ergangener Erlaß des Miniſters 
des Innern zu betrachten, in welchem auf die Dringlichkeit der 
Förderung und Neubildung von Vereinen zur Fürſorge für ent- 
laſſene Strafgefangene hingewieſen wird. Wie wir hören, iſt 
man nach eingehenden Erwägungen im Miniſterium des Innern 
zu der Anſicht gelangt, daß die Staatsregierung auf die Ver⸗ 
minderung der Rückfälligkeit der Verbrecher nur durch die dem 
Charakter der Strafen entſprechende Vollſtreckung derſelben, durch 
ſtrengen Arbeitszwang, durch wohlwollende Behandlung und 
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durch beſſernde Einwirkung "auf dieſelben vermittelt der Seel⸗ 
ſorger und des Unterrichts in den Strafanſtalten hinzuwirken 
vermöge, daß dagegen nach der Entlaſſung der Gefangenen der 
Vereinsthätigkeit überlaſſen werden müſſe, den Gefangenen mit 
Rath und That zur Seite zu ſtehen, ihnen Arbeit und im Noth⸗ 
falle Obdach zu verſchaffen, überhaupt Alles zu thun, wodurch 
der Gefahr rückfällig zu werden, vorgebeugt werden könnte. Hier⸗ 
für hat man ſich namentlich aus Anlaß der überaus günſtigen 
Reſultate entſchieden, welche bisher die wohlorganiſirte und weit⸗ 
verzweigte Privatthätigkeit in Amerika, Belgien, England und 
Frankreich für die entlaſſenen Strafgefangenen erzielt hat. Die 
Miniſter des Innern und der Juſtiz ſind auch geneigt, den viel⸗ 
fachen Forderungen, das Inſtitut der vorläufigen Entlaſſung 
der Gefangenen weiter auszubilden, nachzukommen, ſobald da⸗ 


für Garantie geſchaffen it, daß der Entlaſſene Gelegenheit zum 


ehrlichen Erwerbe finden werde. 


Mit dem einſtweiligen Verzicht der türkiſchen Staatsleiter 


auf die Okkupation. Oſtrumeliens ſcheint die Periode großer 
politiſcher Aktionen im Orient, wie dies beim Herannahen der 
ſtrengeren Jahreszeit gewöhnlich der Fall zu ſein pflegt, auch 
heuer ihren Abſchluß finden zu ſollen. Man ſchreibt der „Pol. 
Corr.“, die im Balkan herrſchende Kälte ſei bereits empfindlich, 
und ein Schneefall dürfte nicht lange auf ſich warten laſſen. 
Der Moment zur Okkupation der Balkanpäſſe und der damit Hand 
in Hand gehenden Beſetzung einiger Punkte in Oſtrumelien ſei 
für dieſes Jahr vorüber. Reuf Paſcha macht bekannt, daß die 
hohe Pforte aus Gründen der Zweckmäßigkeit beſchloſſen habe, 
die im adrianopeler Verwaltungs-Gebiete befindlichen muhameda⸗ 
niſchen Flüchtlinge bis auf Weiteres in ihren gegenwärtigen 
Wohnorten zu belaſſen. Gleichzeitig ſeien ſeitens der kaiſerlichen 
Regierung die nöthigen Anordnungen getroffen worden, um die 
Rückkehr der aus Oſtrumelien emigrirten und in anderen Orten 
Thraziens untergebrachten Muhamedaner zu ſiſtiren. Der „Peſter 
Lloyd“ vernimmt aus Philippopel, daß der Gouverneur von Oſt⸗ 
rumelien, Aleko Paſcha, den gegenwärtigen Moment zum Antritt 
einer Rundreiſe durch das Land benutzt hat, um ſich perſönlich 
von der Stimmung in der Bevölkerung und den Zuſtänden der 
Verwaltung zu überzeugen. Alles in Allem genommen, darf man 
wohl dem oben genannten Blatte beipflichten, welches überhaupt 
die Periode der großen und eingreifenden Entwickelungen im 
Oriente als abgeſchloſſen betrachten möchte, und urtheilt: das po- 
litiſche Problem, der den Gefahren morſchen Zuſammenbrechens 
ſo bedenklich nahegerückten Türkei die Zeit zu einer Sammlung 
und Erneuerung ihrer ſtaatlichen Kräfte zu gewähren, ſei durch 
die Durchführung des berliner Friedens im Weſentlichen gelöſt. 


Zu der telegraphiſch übermittelten Meldung der „Polit. 
Corr.“, die internationale Kommiſſion habe die militäriſche 
Grenzregulirung zwiſchen Bulgarien und Oſtrumelien 
beendet, wird von ruſſiſcher Seite (durch das „Journal de St. 
Petersbourg“) bemerkt, daß dieſe Nachricht einer Berichtigung und e 
Ergänzung bedürfe: „Die genannte Kommiſſion hat keineswegs 
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Militärſtraße durch Bulgarien zu eröffnen, wie fie durch den 
Artikel 10 des Vertrages von San Stefano gefordert, vom ber⸗ 
liner Traktat aber nicht aufrecht erhalten worden iſt. Dieſe For⸗ 
derung gründete ſich auf eine Beſprechung bei Gelegenheit der 
17. Sitzung des berliner Kongreſſes, welche durchaus nicht die 
ihr von der Kommiſſion beigelegte Bedeutung beſitzt. Letztere 
hat übrigens die Unzuläſſigkeit ihrer Entſcheidung ſo wohl ge⸗ 
fühlt, daß ſie dieſelbe ſogleich durch die Bemerkung gemildert 
hat, die Pforte dürfe die Militairſtraße nur nach vorhergegange⸗ 
nem Uebereinkommen mit dem Fürſten von Bulgarien benutzen. 


Die der Pforte ertheilte Konzeſſion hat alſo keine Bedeutung, 


denn entweder giebt der Fürſt von Bulgarien ſeine Zuſtimmung, 
ſobald die Pforte ſich der Straße bedienen will, und dann war 
die Entſcheidung durch eine europäiſche Kommiſſion überflüſſig; 
oder der Fürſt verweigert die Erlaubniß, und dann hat die Kom⸗ 
miſſion einen unausführbaren Beſchluß gefaßt. Ihre einzige Er⸗ 
rungenſchaft wird alſo die Veranlaſſung von Konflikten zwiſchen 
dem Suzerain und ſeinem Vaſallen, und von Unfriedenheit 
und Agitationen unter der Bevölkerung Bulgariens ſein.“ 


Es ſind Gerüchte über eine eventuelle Abdankung des 
Kaiſers von Braſilien verbreitet. Der „Voſſ. Ztg.“ wird 
aus Rio de Janeiro darüber gemeldet: Es wird in diplomati⸗ 
ſchen Kreiſen nach den letzten Meinungsäußerungen in der Kam⸗ 
mer, in der Preſſe und in den Miniſterſitzungen ſelbſt, für durch⸗ 
aus im Bereich der Möglichkeit liegend gehalten, daß — im Falle 
es der imperialiſtiſchen Partei nicht gelingen ſollte, ein Koali⸗ 
tionsminifterium nach den Wünſchen des Kaiſers einzuſetzen — 
Dom Pedro II. ſich zunächſt beurlauben würde, um ſpäter der 
Krone ganz zu entſagen. Thatſache iſt es, daß in der Umge⸗ 
bung des Kaiſers bereits wieder von einer Reiſe nach Europa 
die Rede iſt. 


Fürſt Karl von Rumänien hat einem Korreſpondenten 
der „N. Fr. Pr.“ gegenüber die Hoffnung ausgeſprochen, daß 


x 


darin, der Pforte eine 


binnen vierzehn Tagen die Juden⸗Emanzipations⸗Frage von den — 


Kammern in zufriedenſtellender Weiſe erledigt ſein werde, wenn 
auch während dieſer Zeit noch ein harter Kampf der Parteien 
bevorſtehe. In Bezug auf die allgemeine politiſche Lage war der 
Fürſt der Anſicht, daß die Wirkungen, welche der berliner Ver⸗ 
trag auf die Erhaltung des europäiſchen Friedens haben müßte, 
erſt jetzt in ihrer ganzen Bedeutung von der Welt gewürdigt 
werden können. Aus Bukareſt wird ferner gemeldet: In hieſigen 
Regierungskreiſen Dellt, man in Abrede, daß der Beſuch des Für⸗ 
ſten von Bulgarien in Bukareſt irgend eine politiſche Tragweite 
habe. Es ſei ein einfacher Höflichkeitsbeſuch, welcher allerdings 
zum Zwecke habe, die Bande der Freundſchaft zwiſchen Bulgarien 
und Rumänien enger zu knüpfen. Der Fürſt von Bulgarien 
empfing geſtern die Mitglieder des diplomatiſchen Korps, welche 
ihm vom türkiſchen Geſandten einzeln vorgeſtellt wurden. 


* 


Brieſe und Zeitungsberichte. 


C: Berlin, 5. September. [Die Vorlagen für die 
Generalſynode.] Die bisher bekannten Vorlagen des Ober⸗ 
kirchenraths für die Generalſynode werden bereits von politiſch⸗ 
liberaler Seite angefochten; man ſcheint indeß dabei einiger⸗ 
maßen zu überſehen, daß kirchengeſetzliche Entwürfe von kirch⸗ 
lichen Geſichtspunkten aus beurtheilt werden müſſen. Thut man 
Letzteres, ſo dürfte man, wie uns ſcheint, die Vorlagen des 
Oberkirchenraths keineswegs ſo abfällig kritiſiren können. Die 
oberſte Kirchenbehörde beſteht bekanntlich gegenwärtig ihrer Mehr⸗ 
heit nach keineswegs aus intoleranten, konfeſſionaliſtiſchen Ele⸗ 
menten, aus denen die Majorität der Generalſynode 
zuſammengeſetzt ſein wird; von dieſer find viel 
bedenklichere Anträge, weitgehende Verſchärfungen der 
jetzigen Vorlagen des Oberkirchenratchs zu erwarten, 
gegen welche man die Oppoſition aufſparen ſollte, welche man 
jetzt bereits gegen die Entwürfe der oberſten Kirchenbehörde ver⸗ 
ſchwendet. Insbeſondere bei der Beurtheilung des Kirchenge— 
ſetzes, betreffend die Verletzung kirchlicher Pflichten in 
Bezug auf Taufe, Konfirmation und Trauung, ſcheint man doch 
gar zu ſehr zu überſehen, daß, wer die erſten und ſelbſtverſtänd⸗ 
lichſten kirchlichen Pflichten nicht erfüllt, zwar deshalb, keinerlei 
Benachtheiligung auf dem ſtaatlichen Gebiete ausgeſetzt ſein 
darf, aber andererſeits doch auch nicht die volle Berechtigung 
innerhalb der Kirche verlangen kann, der er nur 
inſofern noch angehört, als er nicht gerade 
eine Austrittserklärung abgiebt. Jener Entwurf ſchreibt vor, 
daß, wer ſeine Kinder nicht taufen oder konfirmiren oder ſeine 
Ehe nicht kirchlich einſegnen läßt, durch Beſchluß der zuſtändigen 
Kirchenorgane des Rechts verluſtig erklärt werden kann, kirchliche 
Aemter zu bekleiden, Taufpathe zu ſein oder das kirchliche 
Stimmrecht auszuüben. Es iſt ja möglich, daß Jemand, der 
weder für ſeine Ehe die kirchliche Trauung, noch für ſeine Kin⸗ 
der die Taufe nachſucht, durch ganz beſondere Umſtände davon 
abgehalten ſein kann; für dieſen Fall läßt aber auch der Ent⸗ 
wurf des Oberkirchenraths Ausnahmen zu. Im Allgemeinen 
kann man unſeres Erachtens keiner kirchlichen Gemeinſchaft die 
Befugniß zu Anordnungen, wie die oben zitirten, beſtreiten. 
Niemand braucht einer Kirchengemeinſchaft anzugehören; 
wer ihr aber ſeinen Handlungen nach nicht, ſondern nur 
dem Namen nach angehört, der kann nicht füglich 
den Anſpruch erheben, unter Umſtänden die Entſcheidung 
kirchlicher Fragen gegen den Willen der wirklichen Mitglieder 
zu beeinfluſſen. Bedenklicher iſt, daß nach dem Vorſchlage des 
Oberkirchenraths zu den oben erwähnten kirchlichen Strafen auch 
die Nichtzulaſſung zum Abendmahl ſoll hinzutreten können; die 
Zulaſſung zu dieſem wird Niemand verlangen, der nicht das in⸗ 
nere Bedürfniß danach empfindet; in dieſem Falle aber ihn zu⸗ 
rückzuweiſen, iſt ohne Zweifel gegen den Geiſt des Pro⸗ 
teſtantismus. Wie gegen den eben erörterten Geſetzent⸗ 
wurf, ſo werden von liberaler Seite Vorwürfe auch gegen den 
Entwurf einer Trauungsordnung erhoben; man behauptet, 


daß darin dem bekannten Beſtreben der Orthodoxen, bei der kirch⸗ 


lichen Trauung die vorausgegangene Civilehe nach Möglichkeit 
zu ignoriren, allzuſehr nachgegeben ſei. Wir können auch hier 
nicht finden, daß dieſe Vorwürfe begründet wären. Der Geiſt⸗ 
liche ſoll nach dem vorliegenden Entwurfe die durch die Civil⸗ 
ehe vorher Verbundenen fragen, ob ſie einander „als chriſtliche 
Gatten haben und halten wollen“. Man hat hiergegen einge⸗ 
wendet, daß ſie ja bereits durch die Civilehe Gatten ſeien; in⸗ 
deſſen die Hinzufügung des Worts „chriſtlich“ in der Frage be⸗ 
kundet zur Genüge, daß hier nur das Gelöbniß einer chriſt⸗ 
lichen Ehe, d. h. eine religiöſe Verſicherung hervorgerufen 
werden ſoll. Das ſcheint uns mit der vorausgegan⸗ 
genen Zivilehe durchaus nicht im Widerſpruch zu ſtehen. Für 
die Trauung ſelbſt geſtattet der Entwurf des Oberkirchenraths 
dem Geiſtlichen die Auswahl zwiſchen zwei Formeln, von denen 
die eine eine einfache Einſegnung enthält, alſo jedenfalls keinem 
Bedenken begegnen kann; die andere entſpricht allerdings mehr 
den Wünſchen der ſtrengeren kirchlichen Richtung; ſie 
laute: „So ſegne ich hiermit ihren ehelichen 
Bund und ſpreche ſie zuſammen im Namen des 
Vaters u. ſ. w.“ Hier wird von den Kritikern an dem 
Worte „zuſammenſprechen“ Anſtoß genommen, weil darin 
ein Ignoriren der vorausgegangenen Zivilehe liege, 
durch welche das Ehepaar bereits „zuſammengeſprochen“ ſei; in⸗ 
deß uns ſcheint, daß die Oppoſition gegen dieſes Wort ungefähr 
gerade ſo ſcholaſtiſch iſt, wie das Verlangen der Orthodoxie, das 

ort „zuſammenſprechen“ durchaus beizubehalten. Kein Ehe⸗ 
paar, welches vorher die Zivilehe eingegangen iſt, wird im Ge⸗ 
ringſten darüber im Zweifel ſein können, daß es rechtsgiltig be- 
reits ehelich verbunden worden, und daß das „Zuſammenſprechen“ 
daher nur eine Bedeutung in religiöſer Beziehung haben könne. 
Die Motive zu dem Entwurfe erkennen auch unbedingt an, daß 
die Ehe durch den Zivilakt bereits geſchloſſen ſei, und daß beide 
Trauformale nur Ausdrücke der kirchlichen Einſegnung ſein 
könnten. Allerdings müßte unſeres Erachtens, da durch das Ge⸗ 
ſetz über die kirchlichen Zuchtmittel Strafen auf die Unterlaſſung 
der kirchlichen Trauung geſetzt werden, in der Trauordnung an⸗ 
geordnet werden, daß die Trauung durch jeden beliebigen 
evangeliſchen Geiſtlichen erfolgen können, während in dem Entwurfe 
der Parochialzwang wenigſtens in bedingter Weiſe beibehalten 
iſt. Es kommen erfahrungsmäßig viele Fälle vor, in denen Je⸗ 
mand genöthigt iſt, eher auf die Trauung zu verzichten, als ſie 
durch einen beſtimmten Geiſtlichen vornehmen zu laſſen. Im All⸗ 
gemeinen aber ſcheint es uns nicht wohlgethan, die im Ganzen ge- 
mäßigten Vorlagen des Oberkirchenraths bereits als intolerant 
zu verſchreien, und dadurch die Stellung dieſer Behörde gegen⸗ 
über der, zur unbedingten kirchlichen Reaktion dräugenden Ma⸗ 
Jorität der Generalſynode noch zu ſchwächen. 


Straßburg, 2. Oktober. Herr Auguſt Schneegans ver⸗ 
abſchiedete ſich heute vom „Elſäſſer Journal“ mit einem Schrei⸗ 
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ben, in welchem er fagt: Seit 1873 habe ich unabläffig für un⸗ 
fer Land eine regelmäßige, ſtändige Organiſation verlangt, in der 
auch den Elſaß⸗Lothringern ein Antheil an der Leitung ihrer 
Angelegenheiten und Inteeſſen zufalle. Wir beſitzen jetzt dieſe 
Organiſation und die Regierung bietet mir Funktionen im neuen 
Miniſterium von Elſaß⸗Lothringen an. Ich nehme dieſelben an, 
um mir ſelbſt konſequent zu bleiben und weil ich gewiß bin, in 
denſelben meinen Mitbürgern einige Dienſte zu leiſten. 

— Aus dem Elſaß ſchreibt man der „V. Z.“: Wie ver⸗ 
lautet, iſt während der Anweſenheit des Kaiſers dem kommandi⸗ 
renden General des 15. lelſäſſiſchen) Armeekorps v. Franſecki 
der nachgeſuchte Abſchied bewilligt worden, zugleich mit der Er⸗ 
nennung des Generals zum General- Adjutanten des Kaiſers. 
Man will hier wiſſen, daß der Statthalter Feldmarſchall v. Man⸗ 
teuffel gleizeitig zum kommandirenden General des 15. Korps 
beſtellt werden wird. Herr v. Manteuffel iſt zunächſt vom Ober⸗ 
ſten v. Strantz, dem Hauptmann Frhrn. v. Manteuffel, ſeinem 
Sohne und dem Rittmeiſter Grafen Pourtales als Adjutanten 
begleitet. Die Frage ob noch ein militäriſcher Chef des Stabes 
für den Statthalter zu ernennen ſein dürfte, für welche Stellung 
vor einigen Monaten Generalmajor v. d. Burg in Ausſicht ge⸗ 
nommen war, iſt zur Zeit noch unentſchieden — Graf Wilhelm 
Bismarck iſt vorläufig für ein Jahr als Hilfsarbeiter in das 
Zentralbüreau des Statthalters berufen. 


An die Leſer! 


Wir bitten die auswärtigen Leſer, das heutige 
verſpätete Eintreffen der Zeitung zu entſchul⸗ 
digen. Daſſelbe rührt davon her, daß durchweg neue 
Lettern angeſchafft und heute zum erſten Mal verwen⸗ 
det worden ſind. Ein ſchönerer, den Augen zuträg⸗ 
licherer Druck wird die Leſer für etwaige vorübergehende 
Störungen entſchädigen. 


Locales und Provinzielles. 
Poſen, den 6. Oktober. 


— [Das Reſultat der Wahlmännerwahlen im Frau: 
ſtadt⸗Kröbener Wahlkreiſe] war diesmal, wie uns geſchrie⸗ 
ben wird, für die deutſche Partei ungünſtig, da hier und da 
Verluſte aufzuweiſen ſind. Es erklärt ſich dies ſehr leicht da⸗ 
durch, daß die gut geſchulten Gegner ſich geſchloſſen an der Wahl 
betheiligten, während die Deutſchen große Saumſeligkeit an den 
Tag legten, ſo daß ſogar nur etwa 30 bis 35 pCt. von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch gemacht haben. Es trat ſehr oft Stimmen⸗ 
gleichheit ein und es mußte folglich gelooſt werden, wobei das 
Loos merkwürdiger Weiſe ſtets zu Gunſten der Gegner entſchied. 
Die Liſte aller Wahlmänner läßt bei genauer Prüfung erkennen, 
daß wenn die Deutſchen alleſammt und mit größter Einigkeit — 
wovon bis heute leider noch nichts zu merken iſt — zur Wahl⸗ 
ſchlacht ſchreiten, ſie ungefähr mit einer Majorität von 5 Stim⸗ 
men über ihre Gegner ſiegen können. Es verſpricht dies wiederum 
einen heißen Wahlkampf. 

— [An die Freunde unſeres Blattes] in der Provinz 
richten wir die Bitte, uns das Ergebniß der morgigen Wahlen, 
nebſt dem Stimmenverhältniß in den einzelnen Wahlkreiſen, ſo⸗ 
fort auf telegraphiſchem Wege zu übermitteln. 

— [Die konſervative Partei] hat in ihrer ſchwach be⸗ 
ſuchten Wahlmänner ⸗-Verſammlung am Sonnabend den Herrn 
Dr. Traumann als Kandidaten für das Abgeordnetenhaus auf⸗ 
geſtellt. Die Rolle dieſes Herrn geſtaltet ſich hierdurch recht 
ſchwierig, denn als Wahlmann wird er, laut Verpflichtung, ſeine 
Stimme für Herrn Hänel, d. h. gegen ſich ſelbſt abgeben 
müſſen, mit ſeiner Kandidatur aber tritt er gegen ſeinen eigenen 
Kandidaten, dem zulieb er aus dem nationalliberalen Vereine 
ausgetreten iſt, in die Schranken. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Baden⸗Baden, 5. Oktober. Ihre Majeſtäten der Kaiſer 
und die Kaiſerin beſuchten geſtern Mittag in Begleitung Sr. K. K. 
Hoheit des Kronprinzen ſowie des Großherzogs, der Großherzogin, 
des Erbgroßherzogs und der Prinzeßin Victoria von Baden 
die Fiſchzuchtanſtalt Gaisbach bei Baden⸗Baden. Se. K. K. 
Hoheit der Kronprinz hat ſich geſtern Abend 10 Uhr 50 Min. 
nach München begeben. — Der Vizepräſident des preußiſchen 
Staats⸗Miniſteriums Graf zu Stolberg iſt nach Berlin zurüd- 
gereiſt. 

München, 5. Oktober. Se. k. k. Hoheit der Kronpinz iſt 
heute Vormittag in Begleitung des Rittmeiſters v. Nyvenheim 
hier eingetroffen und hat in dem Hotel zu den vier Jahreszeiten 
Wohnung genommen. Auf dem Bahnhofe wurde Seine k. k. 
Hoheit von dem Polizeipräſidenten Feilitzſch empfangen. Die 
Weiterreiſe ſoll morgen erfolgen. 

Prag, 4. Oktober. Die vom Handelskammertage nieder⸗ 
geſetzte Kommiſſion hat ſich heute über eine Kompromißreſolution 
geeinigt, wonach der Handelskammertag den Abſchluß eines Han⸗ 
delsvertrages mit Deutſchland nur dann für räthlich erklären ſoll, 
wenn dadurch eine den öſterreichiſchen kommerziellen, induſtriellen 
und landwirthſchaftlichen Intereſſen entſprechende Modifikationen 
des deutſchen Zolltarifs erreicht werde. Zur Vorbereitung der 
Grundlagen für die Reſolution und zur Reviſion des Zolltarifs, 
der angeſichts der deutſchen Tariferhöhungen im Allgemeinen als 
Minimaltarif gelten ſoll, ſei eine Konferenz von Fachmännern 
aus Oeſterreich und Ungarn einzuberufen. Das Appreturverfah⸗ 
ren wird, ſoweit es über das örtliche Bedürfniß der Grenzbewoh⸗ 
ner hinausgeht, für ſchädlich erklärt und deſſen Aufhebung her⸗ 
beizuführen für erforderlich erachtet. 

Prag, 4. Oktober. Der Handelskammertag hat die be⸗ 
reits gemeldete Kompromißreſolution einſtimmig angenommen. 
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Ein Antrag betreffs der Verſtaatlichung der Eifenbahnen wurde 


wegen Kürze der Zeit auf die Tagesordnung des nächſten Han⸗ 
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delskammertages übernommen und als deſſen Vorort Brünn ge ` 


wählt. 5 
Venedig, 3. Oktober. Ihre K. K. Hoheit die Frau Kron⸗ 
prinzeſſin des deutſchen Reichs und von Preußen iſt heute im 
ſtrengſten Inkognito hier eingetroffen. 

Rom, 4. Oktober. Der deutſche Botſchafter v. Keudell iſt 
heute hier eingetroffen und hat, wie das Journal „Diritto“ 
meldet, bereits eine längere Unterredung mit dem Generalſekretär 
im Miniſterium des Aeußern, Grafen Maffei, gehabt. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Zi 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Jeden Montag 


Eis beine 


A. Voelcker, Wilhelmsplatz 17. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Fonds ⸗Courſe. E 

Berlin, 5. Oktober. (Privatverkehr.) Kreditaktien 468,50 a 
466,50 a 468,00 a 467,00, Franzoſen 465,00 a 463,00 a GO e 
barden 144,00 a 146,00 a 145,00 a 145,50, 1860er Looſe 121,75, öſterr. 
Silberrente 60,00, do. Papierente 58,75, do. Goldrente 70,10, ungar. 
Goldrente 82,75 a 82,40 a 82,50, Italiener 80,25 a 80,10, 1877er 
Ruſſen 90,00 a 89,90, Ruf. Noten pr. ultimo 215,25 a 21475 a 
215,00, II. Orientanleihe 61,40 a 61,10, III. Orientanleihe 61,10 a 60,90, 
Rumänier 39,60 a 39,75 a 39,60, Köln⸗Mindener Sam 139,50 a 
139,40, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 92,25 a 91,90, Rheiniſche Bahn 
143,75 a 144,00 a 143,00 a 143,10, junge do. 132,25 a 132,00, Gali⸗ 
aer 105,75 a 106,00 a 105,75, Diskonto⸗Kommandit 168,00 a 166,00 
a 166,50, Deutſche Bank 127,50 a 127,40, Laurahütte 91,25 a 91,60 
a 90,50, Dortmunder Stamm⸗Prioritäten 62,00 a 62,50 a 61,75. An: 

fangs ſehr animirt, ſchließlich durch 1 gedrückt. 
Nachbörſe 1 Uhr 45 Min.: Kreditaktien 467,00, Lombarden 146,00, 
Rheiniſche Bahn 143,50, do. junge 132,25, Diskonto⸗Kommandit 


166,75. Feſt. 
Frankfurt a. M., 4. Oktober. (Schluß⸗Courſe.) Feſt. 

Lond. Wechſel 20,39. Pariſer do. 80,65. Wiener do. 173,20. K.⸗M.⸗ 
St.⸗A. 139. Rheiniſche do. 1423. Heſſ. Ludwigsb. 77}. S an 
130. Reichsanl. 988. Reichsbank 1544. Darmſtb. Ka: eininger 
B. 82. Oeſt.⸗ ung. Bk. 726,00. Kreditaktien“) 2314. ilberrente 60. 
Papierrente 581. Goldrente 70%. Ung. Goldrente 823. 1860er Looſe 
121. 1864er Looſe 293,00. Ung. Groote 182,20. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
733. Böhm. Weſtbahn 164. Eliſabethb. 1503. Nordweſtb. 
Galizier 209. ranzoſen“) 1 Zombarden*) —.— Ita 

1877er Ruſſen 89%. II. Orientanl. 614. Zentr.⸗Pacific 1088. 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 2314. Franzoſen 230. 
Galizier 210. 


) per medio reſp. per ultimo. 


Frankfurt a. M., 4. Oktober. Effekten⸗Sozietät. 
2323. Franzoſen 2304. Lombarden 714. 1860er 
5 7056. Ungariſche Goldrente 8243. II. Orientanleihe 61775. 
Feſt. 

Wien, 4. Oktober. (Schluß⸗Courſe.) Die Börſe eröffnete feſt 
auf die günſtigen Meldungen über die ungariſchen Steuereingänge, 
war aber ſchließlich in Folge Pariſer Berichte abgeſchwächt. 

Papierrente 67,924. Silberrente 69, 


Kreditaktien 
ooje 1213. Oeſterr. 


Ungariſche Goldrente 95,173. 1854 r Looſe 121,50. 1860 r Looſe 
126,50. 1864r Looſe 157,75. Kreditloofe 168,00. Ungar. Prämien. ` 
103,20. Kreditaktien 266,80. Franzoſen 265,25. Lombarden 80,50. 


Galizier 241,50, Kaſch.⸗Oderb. 113,25. 
bahn 130,50. Eliſabethbahn 175,00. Nordbahn Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank 838,00. Türk. Looſe 21,20. Unionbank 93,30. Anglo⸗ 
Auſtr. 134,40. Wiener Bankverein 137,25. Ungar. Kredit 255,75. 
Deutſche Plätze 57,00. Londoner Wechſel 117,00. Pariſer do. 46,20. 
Amſterdamer do. ——. Napoleons 9,303. Dukaten 5,58. 
00,00. Marknoten 57,62. Ruſſiſche Banknoten 1,23. 

Wien, 4. Oktober. Abendbörſe. Kreditaktien 268,50. Franzoſen 
266,00. Galizier 242,80. Anglo ⸗Auſtr. 135,80. Lombarden 82,75. 
Papierrente 68,07%. Oeſterreichiſche Goldrente 80,95. 
rente 95,524, Marknoten 57,55, Napoleons 9,30%. Sehr feſt. 

Wien, 5. Oktober. (Privatverkehr.) Kreditaktien 268,25, Fran⸗ 
zoſen 265,50, Galizier 242,00, Anglo⸗Auſtr. 135,40, Papierrente 68,00, 
Cie Goldrente 95,35, Marknoten 57,60, Napoleons 9,30. Reali⸗ 
irungen. 


* 


D . 
Oktober. Conſols 98, Italien. Zero. Rente 101 


Erie⸗ ahn 37%. Central⸗Pacifie 


; Produften-Courje, i 
Köln, 4. Oktober. (Getreidemarkt.) Weizen biejiger loco 22,00, 
fremder loco 21,50, pr. November 21,45, pr. März 22,70. Roggen loco 
15,00, pr. November 14,35, pr. März 15,40. Hafer loco 13,00. Rüböl 
loco 27,90, pr. Oktober 27,50, pr. Mai 28,70. 


Hamburg, 4 Oktober. (Getreidemarkt.) Weizen Iofo feſt, auf 


Termine beſſer. Roggen loko jet, auf Termine beſſer. Weizen per 
Oktober⸗November 212 Br., 211 Gd., per April⸗Mai 222 Br. 22 
Roggen per Oktober⸗November 144 Br., 143 Gd. per April⸗Mai 149 
Br., 148 Gd. Hafer ruhig. Gerſte ruhig. Nüböl ruhig, per Oktober 
54, per Mai 55). Spiritus unverändert, per Oktober 424 Br., per 
November-Dezember 42} Br., per Dezember⸗Januar 42} Br., pr. April- 
Mai 421 Br. Kaffee feſt, Umſatz 2500 Sack. Petroleum feit. Stan⸗ 
dard white loko 8,00 Br., 7,80 Gd., per Oktober 7,80 Gd., per No⸗ 
vember⸗Dezember 7,90 Gd. — Wetter: Regneriſch. 


Bremen, 4. Oktober. Petroleum fett. (Schlußbericht.) Stan⸗ 


dard white loko 7,60, pr. November 7,70, pr. Dezember 7,80, pr. Ja 7 


nuar⸗März 7,85. 
Peſt. 4. Oktober. 
feſt, per Oktober 13,40 
Br. 
6,80 


(Produktenmarkt.) Weizen loko und Termine 


Hafer per Herbſt 6,15 Gd., 6,20 Br. Mais per Oktober 6,70 Gd., 
Br. — Wetter: Trübe. 


Ungar. Gold⸗ 


IL Gd. 


Gd., 13,50 Br. per Frühjahr 14.40 Gd., 14.50 


Deiterr. Goldrente 89.80. A 


Barbubiger. SC Norweit: 


Silber 


50 Ct. fundirte Anleihe 103. 
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tober 220—220% bez., Dftober-November 220—2204 bz., November: 


Vrodulten-Nörſe. 


Berlin, 4. Oktober. Weizen pr. 1000 Kilo loko 190228 M. 
nach Qualität gefordert. Gelber Märk. — M. ab Bahn bezahlt. Re⸗ 
. d. Kündigung 218 M. Gekündigt 15,000 Etr. 


Dezember 2193222 bz, Dezember⸗Januar —,— ba. Januar⸗Februar 
—,— bz., April⸗Mai 230— 231“ bz. — Roggen per 1000 Kilo loko 
141160 M. nach Qualität gefordert. Alter Inländ. —,— bz., neuer 
157159 M ab Bahn bz., Ruſſiſcher 141143 M. ab Kahn bezahlt. 
1 f. d. Kündigung —,— bz. Gekündigt 30,000 Etr. 
Oktober 143—144 ba, Oktober - November 143—144 ba. November⸗ 
Dezember 14431455 bz., Dezember = Januar 147147 bz., Januar⸗ 
Februar —.— 1 rin 155—1543 bz., Mai⸗Juni —— bz. — 
Gerſte per 1000 Kilo loko 140—190 nach Qualität gefordert. — 
Hafer per 1000 Kilo loko 123—153 nach Qualität gefordert. Ruſſi⸗ 
ſcher 125—133 bz., Pommerſcher 131—137 ba, Oſt⸗ und Weſtpreußiſche 
125—138 bz. Schleſiſcher 127—137 bz, Böhmische 131138 bezahlt, 
Galiziſcher 125—134 bz. Gekündigt 7000 Etr. Regulirungs reis 1273 
bezahlt. Oktober 127 bn, Oktober ⸗ November 1273 bz., November⸗ 
Dezember 1283 bz., * „Mai 139 M. — Erbſen per 1000 Kilo 
Kochwaare 150—190 M., Futterwgare 140— 149 M. — Mais per 
1000 Kilo loko 126—129 bz. nach Qualität. Rumäniſcher —— ab Bahn 
bezahlt, Amerikaniſcher 126 ab Bahn bz. — Weizenmehl per 100 
Kilo brutto 00: 31,00 — 28,50 M., 0: 28,50 —27,50 M., ul: 27,50 
bis 26,00 M. — Roggenmehl inkl. Sack 0: 22,00 —20,25 M., 011: 
20,25—19,00 M., Oktober 20,25—20,35 bz., Oktober⸗November 20,25 


bis 20,35 ba November⸗Dezember 20,60 — 20,70 bz., Dezember⸗Januar 


20,85—20,95 155 Januar Februar —.—.— bz., April: Mai 21,85 
bis 21,95 bz. Gekündigt 3500 Ctr. Regulirungspreis für die Kündi⸗ 
ung 20,30 bz. — Oelſaat per 1000 Kilo Winter⸗Raps 206—229 
art S. O. —.—. bz. Winter-Rübſen 200225 M. 
BIO ege LR mg - üböl per 100 Kilo loko ohne 
Faß 51,5, M., flüſſig —— M., mit Faß —.— M., Oktober 51,7 bis 
51,6—51,7 bz. Oftober = November 51,7—51,6—51,7 Da, November⸗ 
Dezember 51,8—51,7—51,8_bej., Dezember⸗Januar —.— bz, Januar⸗ 
Februar SSC 15 April⸗Mai 54,—54,3 bz., Mai ⸗ Juni 54,5 bezahlt. 
Gekündigt 400 Ctr. Regulirungspreis für die Kündigung 51,7 bez. 
geſtern —.— bz. — Leinöl per 100 Kilo loko 64 M. Petro⸗ 
leum per 100 Kilo loko 24,8 M., Oktober 24,5 bz., Oktober⸗ 
November 24,5 bz, November Dezember 24,5 bz., Dezember⸗Januar 
25,0 B., Januar⸗Februar 25,4 bz. Gekündigt —.— Ctr. Regulirungs⸗ 
preis für die Kündigung —.— bz. Spiritus per 100 Liter loko 
ohne Faß 51,4 ba, Oktober 51,5—51,8—51,5 bh. Oktober ⸗ November 
51,5—51,8—51,5 bz, November ⸗ Dezember 51,5—51,8—51,6 bezahlt, 
Dezember = Januar 51,5—51,8—51,6 bz., April⸗Mai 53,7—53,9—53,8 
bezahlt. Gekündigt 220,000 Liter. Regulirungspreis für die Kündi⸗ 
gung 51,6 bz. (B. B.⸗3. 
Stettin, 4. Oktober. Wetter: regnig. . 
meter 28,4. Wind: NW. Weizen, feſter, E 1000 Kilo loko gelber 
195 bis 210 M., weißer 198—213 M., per Oktober 214—215 M. bez., 
per Oktober⸗November 214—215—214 M. bez., per Frühjahr 224,5 bis 
225,5 —.225 M. bez. — Roggen, wenig verändert, per 1000 Kilo loko 
inländiſcher 148—152 M. — Ruſſiſcher 136—140 M., per Oktober 
138—138,5 M. bez., per November⸗Dezember 139 M. bez. und Geld, 


der 


Temp. + 10R, Baro⸗ 


Berlin, 4. Oktober. Die Vorgänge in Paris haben die Hauſſe⸗ 
ſtrömung unterbrochen, welche hier zu Anfang der Woche ſo rückhalt⸗ 
los auf die Tagesordnung getreten war. Alle Bemühungen, die 
pariſer Börſenverhältniſſe in ein günſtigeres Licht zu ſtellen, namentlich 
den Geldbedarf als vorübergehend zu ſchildern, fanden heute anfangs 
wenig ege 2 Die Gefahr, welche in der parijer Ueberſpekulation 
liegt, wird hier keineswegs verkannt, aber ſie erſcheint immer noch nicht 
nahe genug, um ausſchließlich wirken zu können. Soweit heute über⸗ 
haupt Geſchäft war, herrſchte daher ein Kampf zwiſchen Hauſſe und 
Baiſſe, bei welchem anfangs allerdings letztere die Oberhand hatte; die 
Kaufluſt war dabei dem nicht gerade umfangreichen Angebot gegenüber 
ſehr zurückhaltend. Als aber die Verkäufer ſich zurückzogen, erholten 


f N H ? „H. B. 1.1205 1102,75 2 
Fonds: u. Aklien⸗Lörſe.“ nis d 0 6850 8 
Berlin, den 4. Oktober 1879. 7 


omm. III. rkz. 10015 | 97,00 B 
Preußiſche Fonds⸗ und Geld: Pr. B.⸗C.⸗H.⸗Br. rz. 5 102,25 bz B 
S Courſe. 
Conſol. Anleihe 


do. do. 
4105,30 bez 


do. neue 1876 4 98.50 b Pr. C. B.⸗Pfdbr. io. 4101.75 © 
Staats⸗Anleigſhe 4. | 98,75 bz do. unk. rückz. 1105, 110,00 bz G 
Staats⸗Schuldſch. 33 95,50 b N 


4101,90 Gd do. (1872 u. 73 
41110270 bz do. (1874) 
KE rb, Hyp.⸗A.⸗B. 120 


do. (1872 u. = 
Od.⸗Deichb.⸗Obl. 
Berl. Stadt⸗Obl. 
do. do. 1100,00 bz G 
Schldv. d. B. Kfm. G 


a \ 0. do. 110 102,50 bz 
Pfandbriefe: N Schleſ. Bod.⸗Cred. 
Berliner 9102.90 bz do. do. 100,10 G 
do. 106,30 bz Stettiner Nat. Hyp. 5 101,00 bz G 
Landſch. Central 97,40 bz o. do. H 98,00 bz G 
8 Neumärk. 8 6 Kruppſche Obligat. 110,20 bz 
o. neue 3188. 
585 es Ausländiſche Fonds. 
a Brandbg. Cred D Rlmerit. etz. 1881 6 102.30 bz 
reußiſ 2 ED 87,60 bz d am do. 1885 6 
do. 96,70 b do. zds. (fund. ) 5 101,30 bz 
be 1110240 SI orweger Anleihe 2 
Pommerſche d 8780 D Rewyorf. Std.⸗Anl. 6 114,00 bz G 
ba 97, bz eſterr Goldrente 4 | 70,10 bz © 
dd ` 1102.70 bz DÉI d p.⸗Rente AH 58,7 bz G 
oſenſche, neue 97.40 bz do. Silber⸗Rente 43 59,90 bz B 
Lee 0 b Ise 290 fl. 18544 112.00 bh 
Schleſiſche 31 do. Cr. 100 fl. 1858 — 320,25 bz G 
do. alte A u. C 1 do. Lott.⸗A. v. 18605 120,25 bz G 
do. neue A. u. 6. - e S wre E 6 82,50 bz G 
S 1% %% 3 poor, Goldrente 2,50 bz 
eee . 10 do. St.-Eiſb. Akt. 5 | 81,30 bh B 
do. 1102.10 bz do. Looſe — 180,25 bz 
do. II. Serie ; do. Schatzſch. I. 6 
do neue x ei Bun 
o. do. 6 
Renkenbriefe⸗ 1ſ102,00 be jtalienifche Rente 5 79,90 bz G 
Kur: u. Neumärk. 98,50 bz do. do. Aktien 5 105.00 E 
Pommerſche 98,60 bz n SE 
Poſenſche 98,50 ba Bug doo, 78 ( 
reußiſche 99,70 bz uf. Centr.⸗Bod. 5 76,75 bz 
bein- u. Weſtfäl. 1 88,90 bb do nal, A 18225 | 86,20 bs 
Seachſiſche Br Ni S. ö 
" vi 0 “XL e 7 
Souvereignes 20,35 bz R 
Dante EE E 
do. 500 Gr. o. do. 187305 88,75 bz 
Dollors 4% G do. do. 18775 89,90 bz 
Imperials 16.67 G do. Boden⸗Credit 5 77,10 bh 
V do. 500 Gr 1393,00 G do. Pr.⸗A. v. 1864 2 153,75 B 
Fremde Banknoten e do. A do. v. 1866 5 152,30 bz 
do. einlösb. Leipz. d 6. K ; je 2: 84,50 bz 
anzöſ. Bantnot. | | 80,85 B EE EN 
Oeſterr Banknot 173,90 b do. Pol. Sch.⸗Obl. 4 85,10 B 
do. Silbergulden 1173,50 „ 
Ruff. Noten 00 bl 214,00 b feln. Pfobr. Ul. E610 bs 
Deutſche Fonds. do. a Ae 4 5 
A. v. 554 100 Th 911144 50 bz do. Liquidat. 4 57,00 bz 
ZS oda 240 Th. 1264,25 b Big Anl. v. 18655 | 11,80 65/0 
ab Pr.⸗A. v. 67. 4 130,25 bz B = oO de. 1 3 36,25 bz G 
do. 35 fl. Obligat. 14.0 bh 2.1 . 
a 2 H N d ll be > 3 ` * N 
Bd 1 8940 bh HL To ggegit gauche, 
Brem. Anl. v. 1874144 . ` mſterd. 100 ES en d 
Gin Ae Pr Anl. 3130,25 bz 100 fl. M. 167,80 ps 
Deff, St. Pr⸗Anl. 3125,50 B London 1 Ltr. 8 F.“ | 20,39 bf 
Goth. Pr. Pidbr. 5 113,00 do.; do. 3 N Got d 
do. II. Abth. 15 1110,30 bz 7 100 Frs T. | 80,60 bz 
Sb. gäe 186613 fe b dc 50100 | 
Lübecker Pr. Anl. 183 be © le Wahr. 8 . 173.25 bz 
Mecklenb. Eiſenbſch. AU 90,00 bz zen ot Wahr SE.) 173,5 A 
Meininger Looſe — 22.50 bz Wien. öſt. Währ. 2M. 172,25 bz 
do. Pr. Pfdbr. 4 116.90 D Petersb. 100 R. Zu. 1213,50 bz 
d Oldenburger ooſe 3 150,75 bz do. 100 N. 3 M. Bun ba 


Warſchau 100 R ST.“ 213,50 bz 
) Zinsfuß der Reichs⸗Bank für 
Wechſel 4, für Lombard 5 pCt., Bank⸗ 


D.⸗G.⸗C.⸗B.⸗Pf 1105 103,90 8 
D 43 98,25 


do. o. 
Dtſch. Hypoth. unk. 5 101,50 bz B 
A do 43) 98,50 bi 


Frankfurt a. M. 4, Ham: 


rüſſel 24, 
aris 


"9 —, Leipzig —, London 2, 
„Petersburg 6, Wien 4 pCt. 


iskonto in Amſterdam 3, Bremen — 


ſich die Courſe einzelner Gebiete, und das Geſchäft fbelebte ſich. Die 
ſtarke SEITE N ſchottiſchen Roheiſenpreiſe hatte ſofort die Auf⸗ 
merkſamkeit der Spekulation in hohem Grade auf die Aktien der Laura⸗ 
hütte gelenkt, welche daher nach größeren Schwankungen etwa 2 pCt. 
anzogen. Dagegen gaben Franzoſen auf die neue Minder⸗Einnahme 
der Staatsbahn bin 4 pCt. nach; Kreditaktien ſetzten 15 M. ſchwächer 
ein, erholten ſich aber raſch; auch Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile waren 
anfangs niedriger. Beſſer behaupteten ſich Rbeintjch-Weftfältiche Bahn⸗ 
aktien bei mäßigen Schwankungen; auch ruſſiſche Anleihen und Noten, 
ſowie Goldrenten waren wenig verändert, aber ruhig. Rumänier 
gaben eine Kleinigkeit nach. Gegen baar gehandelte Aktien fanden 
wenig Beachtung, nur Bergwerks⸗Papiere gingen etwas reger um. 


Bank- u. Kredit⸗Aktien. Eiſenbahn⸗Stamm⸗Aktien. 4 127,40 bz W v. 1874 4101,40 G 
Badiſche Bank 4 1104,75 3 Aachen⸗Maſtricht 4 17,00 bz G DN 97,90 bz do. Brieg⸗Neiſſe 
Bk. f. Rheinl. u. Weitfid 33,50 6 Altona⸗Kiel 127,50 bz G do. Coſ.⸗Oderb. 4 
Bk. f. Sprit⸗u. Pr. H. 4 | 51,90 G Hergiſch Märkiſche in 91,60 bz do. do. 5 1101,60 bz G 
Berl. Handels⸗Geſ.4 71,80 d G Berlin⸗Anhalt 4 97,30 bz 82,00 G do. Nied.⸗Zwgb. 33 
do. Kaſſen⸗Verein.4 159,50 € Berlin⸗Dresden 411,70 bz do. Starg.⸗Poſ. 4 
Breslauer Disk.⸗Bk. 4 84,10 G Berlin⸗Görlitz 4 | 16,10 bz ; ms do. do. 45 
Centralbk. f. B. | 7,90 B ` BerlinHamburg 4 172,90 bz Eiſenbahn Prioritäts⸗ do. do. MÄ 
Centralbk. f. J. u. H.“ 58,00 G. Rit. 2Zotep. -2oapn 4 | 93,90 bz Obligationen. ſtpreuß. Südbahn 4100,59 bz B 
Soburger Credit⸗V. 4 76,75 bz G Berlin⸗Stettin 4 107,90 bz G ach.⸗Maſtricht 450 98,00 G do. Litt. Ga 
(Säin. Wechslerbank! 90,50 B fBresl.⸗Schw.⸗Frbg. 4 81,75 A GI do. do. US do. Litt. GA 
Danziger Privatb. 4 105,00 B Söln-Minden 4 139 bz do. do. III. 5 echte-Oder⸗Ufer 4101,70 bz B 
Darmſtädter Bank 4 134,00 bz G do. Lit. B. 1 erg.⸗Märkiſche I. 4101.75 bz B Rbeiniſche 4 
do. Zettelbank 1 103.00 G Halle⸗Sorau⸗Guben 4 12,75 G do. II. 4101,75 bz B] do. v. St. gar. 3; 
Deſſauer Creditb. 4 | 72,00 3 fPann.⸗Altenbeten 4 12,80 bz do. III. v. St. g. 35 88,50 G do. v. 1858, 60.4 102,25 b 6 
do. Landesbank! 120,60 G do. II. Serie do. do. Lë, Bist do. v. 1862, 644 102,25 © 
Deutſche Bank 4 128,80 bz kärkiſch⸗Poſener 4 | 20,75 bz do. do. Litt. C. 3 do. v. 1865 4102,25 G 
do. Genoſſenſch. 4 102,60 bz G Magd. ⸗Halberſtadt 4 139,00 bz £ do. 1869, 71, 73 4 101,80 bz G d 
do. Ge ank. 4 | 88,00 bz G Mlagdeburg-Leipzig|4 do. v. 1874, 775 102,50 
do. Reichsbank. 4154,50 bz G | do. do. Lit. B. 4 h.⸗Nahe v. St. g. 4103,20 bz 
Disconto-Comm. 4 1164,90 bz G Münſter⸗Hamm 4 do. II. do. 4103,20 b 
Geraer Bank 188,00 A G iederſchl.⸗ Märk. 4 98,25 G Schlesw.⸗Holſtein 4101,50 B 2 
do. Handelsb. 4 40,50 Nordhauſen⸗Erfurt 4 20,75 bz G Thüringer 4 
Gothaer Privatbk. 4 95,00 G. Oberſchl. Lit. Au. OC. 3161,75 bz be. AL ch 
do. Grundkredb. 4 88,90 8 do. Lit. B. 31/141 40 bz DO en En 
Hypothek (Hübner) 4 | 86,00 do. Lit. G. 5 do. NR 
Königsb. Vereinsb. “ | 90,00 bz B Oſtpreuz Südbahn 4 | 53,50 bz B do. V. 4101,75 bz . 
Leipziger Creditb. 4 136,10 bz G Rechte Oderuferb. 4 1127,90 bz V 
D RO DLR cn 10 SC 
agdeb. Privatb. 40 C do. Lit. B. v. St gar. „80 bz Së 25 
Mecklb. Bodenered. fr.“ 59,50 G hein⸗Nahebahn 4 10,00 bz G Ausländiſche Prioritäten. ) 
do. Hypoth.⸗B. 4 65,50 bz B Stargard⸗Poſen 4 1102,10 b. Fliſabeth⸗Weſtbahn 5 | 80,60 
Meining. Creditbk. 4 81,80 bz G 21 4 137,25 bz a Fre ND 89,25 G 
do. Hypothekenbk. 4 91,75 8 do. Lit. B. v. St. gar. 4 95,25 bz 101,90 B do. Lu SEH bz G 
Niederlauſitzer Bank | 91,00 G do. Lit. C. v. St gar. 4 103,30 bz B 101,90 B do. III. 5 87,25 bz 
Norddeutſche Bank 4 147,00 & PWeimar⸗Geraer 4 | 44,00 bz G 101.0 & | do. 1V.5 | 87,10 G 
Nordd. Grundfreditt 45,00 bz B ger 97,25 bz G [Lemberg⸗Czernow. J. 5. | 72,50 © 
Oeſterr. Kredit 4 lbrechtshahn 5 | 19,10 bz G 4 | 98,50 0 do. 1.5 74.75 bz 
Poſener Spritaktien “ 40,00 bz G FAmſterd⸗Rotterd. 4 122,00 bz II. 4 98,50 G do. II. 5 | 65,60 bz 
Petersb. Intern. Bk. 4 95,50 B Auſſig⸗Teplitz 4 167,10 b; III. 4 101,75 bz G do. IV. 5 66,00 bz 
rer E 62,00 B Böhm. Weſtbahn 5 | 82,10 6 B. 97.25 5 Mähr.⸗Schl. C.⸗B. fr. 22,00 bz G 
PoſenerProv.⸗Bank 4 106,00 G greſt⸗Grajewo 4 | 48,00 bz CH 97.90 be ainz⸗Ludwigsb. 53 
Preuß. Bank⸗Anth. 4 Breſt⸗Kiew 4 0 5.410180 bz do. do. 3 
do. Bodenkredit! 63,75 bz B. Dur⸗Bodenbach 4 | 29,90 bz do. do. F. 4101,50 b eſterr.⸗Irz. Stsb. ) 364.30 bz 
do. Zentralbdn. 4 126,75 bz G [Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 75,25 bz erlin⸗Stettin 1.4 101,50 0 do. Ergänzsb. 3 352,50 45 © ` 
do. Oyp.⸗Spielh. 4 115,00 bz G Naiſ. Franz Joſeph 5 | 64,25 bz do. do. II. 4 98,00 bz G Oeſterr.⸗Frz.⸗ Stsb. 5 103,00 G 
Prodult⸗Handelsbt ` 80,00 b Gal. Garl Ludwig.) 5 105.50 bz do. do. UI. 4 98,00 bz G 0 II. Em. 1103,00 G A 
Zächjijche Bank 1 109.00 hn B. [Gotthard Bahn 6 | 50,00 bb B do. IV. v. St. g.441109,75 bz G Eier, Nordweſt. 5 | 83,60 bj 
chaaffhauſ. Bankv. 4 | 82,50 bz G Kaſchau⸗Oderberg 5 | 49,00 bz . 97.50 et Nrowſtb. Lit. 55 79,00 b W 
Schleſ. Bankverein 497,00 zudwigsh.⸗Bexbach 4 190,40 bz G 02.00 G o. Geld⸗Priorit. | ` 
üdd. Bodenkredit 4 122,25 bz G Lüttich⸗Limburg 4 14,80 bz . Kronpr. Rud.⸗Bahn 5 75,20 bz 
Mainz⸗Ludwigsh. 4 | 77,70 bz 100,80 bz B do. 18095 | 74,708 
Induſtrie Aktien. OAberheſſ. v. St. gar. — 100.00 6 do. 18725 74.70 by 
Brauerei Patzenhof. 4 115,50 © Oeſtr.⸗ſrz. Staatsb. 5 100.00 G ab⸗Graz Pr. A. 482.00 B | 
Dannenb. Kattun. 4 | 20,00 B do. Nordw.⸗B. 5 1225,50 bz 104.20 bz B iber (Lob 72.75 65 B 
Deulſche Baugeſ. 4 do. Lo, B. 5 1112,50. bz G 4 970 8 üdöſterr. (Lomb.) 3 260,70 te G 
Dich. Eiſenb. Bau.4 6.25 bz G Reichenb. Pardubitz 45 43,20 bz od do. Gei neue g 1260,50 bz 
Otſch. Stahl⸗ u. Eiſ. 4 1 Kronpr. Rud.⸗Bahn 5 | 58,80 bz do. do. VI. 4101,75 © dr E 18786 
onnersmarckhütte ! | 44,40 bz G Miask⸗Wyas 5 alle⸗-Sorau⸗Guben 4 102,60 bz Ce Ge 187606 
Dortmunder Union 4 15,25 bz G Plumänier 439,40 bz G do. do. G. ei 8. =: 
Egell. Maſch⸗Akt. 4 26.00 bz G Muſſ-Staatsbahn 5 134,50 bz G 100,25 B e 
Erdmannsd. Spinn. 4 22,00 B chweizer Unionb. 4 | 18,00 bz G 100.00 B 0. „, do. Oblig. 5 | 88,40 bz 
Floraf.Charlottenb. 4 chweizer Weſtbahn 4 18,10 bz 101,80 bz Saft Örajemo 5 | 86,10 bz 
Friſt u. Roßm. Näh. 4 43,00 B üdöſterr. (Lomb.) 4 101,00 b. arkow⸗Aſow g. 5 | 93,00 B 
Belſenkirch. Bergw. 4 108,00 bz B Turnau⸗Prag 4 40,80 bz 1.2⁵ Wi o. in Lſtr. a 20 40 SEA: 
Georg⸗Marienhütte 4 | 74,90 Vorarlberger 5 ES? 101,50 G ark, Krementſch. 5 90,25 
ibernig u, Shamr. 4 62,75 b G Warſchau⸗Wien (4 225,00 bz G d 1,20 bz Jelez⸗Orel, gar. 15 | 91,10 bz 
Immobilien (Berl.) 4 75,00 B e 0 02,75 G oslow⸗Woron. gar 5 96,00 bz G 
Kramſta, Leinen⸗F. 4 79,00 G Eiſenbahn Stammprioritäten.] do. do. de 18734 | 96,25 bz oslow⸗Woron, Ob.) | 80,50 bz H 
Lauchhammer 433,50 bz G Altenburg⸗Zeiz 5 do. Wittenberge 41 urgk⸗Chark. Zë 5 | 91,90 bz * 
gaurahütte 4 90,50 bz G Berlin⸗Dresden 5 23,90 bz B | do. do. 383,25 bz Reha. (Ol) | 82,20 bz 1 
Luiſe Tiefb.Bergw. 4 50,00 bz G PBerlin-Görliger 5 | 53,50 bz G Miederſchl⸗Märk. 14 | 98/80 Kursk⸗Kiew. gar. 5 | 97,70 bz 
Magdeburg Bergw.[4 115,00 bz G Breslau⸗Warſchau 4 do. II. a 62% thlr. 4 | 98,00 € e e 5 | 80,90 bz 
Marienhüt. Bergw. 4 66 bz . Ppalle⸗Sorau⸗Gub. 5 46,25 bz G] do. Obl. 1. u. 11. 98,75 B ZS ele 5 101,00 be G 
Nenden u. Scho B. 67,50 D Pannover-Altenbek. 5 | 28,75 bz © | do. do. III conv. 4 98,25 B fa Joch enk 5 92.90 5 
Oberſchl. Eiſ.⸗Bed. 4 44.75 bz GJ. do. II. Serie 5 berſchleſiſche A. ag een 5 92.10 K 
Oſtend 4 Sein. Gaſchw⸗ Ms.) Sberſchleſiſche B. arſchau⸗ "AN, 5 9300 G 
Phönir B.⸗A. Lit. A 4 | 68,25 bz G Märkiſch⸗Poſen 5 | 94,00 bz G do. C. 4 | 96,50 G 0 Wi "3 35,00 G 
WhönieB.-U.Lit.B.i4 | 48.00 3, [Ragd.⸗Halberſt. Da 85,10 b & | do. ‚4 1196,50 © Warschau Wien 11 1100,75 @ 
Nedenhütte 4 140,00 bz G do, do. Gan 115,90 bz G ! 90,00 bz = IV 100,00 © { 
thein.Nafj.Bergw.i4 | 78,50 6 Marieb.⸗Mlawka 5 | 85,75 bz G 102,00 B ef \ 5 94.60 8 G 
oC Ind. 4 ordhaufen⸗Erfurt 5 | 71,25 bn B 101.40 b 8 Parskoe⸗ Selo 73,75 | 
Stobwaſſer Lampen 4 | 15,00 G Oberlauſitzer 5 d 102,40 bz G ] 
Unter den Linden 4 6,90 B ſtpreuß. Südbahn 5 | 94,75 bz 101,40 b — . 
öͤhlert Maſchinen 4 14,50 G e 5 59,25 bz G 96,25 0 EU 


Druck und Verlag von W. Decker u. Co. (E. Röſtel) in Poſen. 


per Frühjahr 149—149,5 M. bez. — Gerſte unverändert, per 1000 Kilo 
lte Brau- 147154 M., Futter⸗ 122130 M., Chevalier 165—170 
— Safer ſtille, per 1000 Kilo loko inländ. 122—130 M., Ruſſiſcher 
116—1 . — Erbſen ſtille, per 1000 Kilo loko Futter- 135—142 M. 
— Winterrübſen etwas feſter, per 1000 Kilo loko 205—228 M., per 
April⸗Mai 243 M. bez. und Gd. — Winterraps per 1000 Kilo loko 
210—230 M. — Rüböl geſchäftslos, per 100 Kilo loko ohne Faß bei 
Kleinigkeiten 55 M. Br., per Oktober 52,5 M. Br. per Oktober⸗No⸗ 
vember 52 M. Br., per April⸗Mai 54 M. Br. — Spiritus wenig ver⸗ 
ändert, per 10,000 Liter pCt. loko ohne Faß 51,3 —51.5 M. bez., per 
Oktober 51 M. bez., Br. und Gd., per Oktober⸗November 51 M. Br. 
er November⸗Dezember do., per Frühſahr 53 M. bez., Br. und Gd. 
Angemeldet: 2000 Ztr. Roggen, 1500 Ztr. Petroleum. Negulirungs- 
ab Weizen 214,5 M., 9 öggen 138,5 M., Rüböl 52,5 M., Spiritus 
51 M. — Petroleum loko 11,1 M. verſt., 7,4 M. tranſ. bez., Aumel⸗ 
dung 7,15 M. tranſ. bez., Regulirungspreis 7,25 M., Dezember⸗Januar 
7,75 M. tranf. bez. > f 
Heutiger Landmarkt: Weizen 195—213 M., Roggen 147—156 M., 
Gerſte 150—165 M., Hafer 138.140 M., Erbſen 145-168 M., Kar: 
toffeln 45—57 M., Heu 1.5—2 M., Stroh 18—21 M. (OjtfeeZtg.) 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 4. Oktober Mittags 0,56 Meter. 


5 E S 0,52 - 


1 0 $ blieben ſtill, aber feſt. Ebenſo waren ausländiſche Eiſen⸗ 
bahn⸗Obligationen gut behauptet. Die Haltung befeſtigte ſich im Laufe 
der zweiten Stunde fortgeſetzt, und die Courſe der Papiere, welche 
überhaupt in Verkehr traten, zogen an. Bevorzugt waren Bergwerks⸗ 
Papiere und Eiſenbahn⸗Aktien; auf letztere wirkten die neueſten Nach⸗ 
richten über den Ausfall der Wahlen, nach denen der Verkauf der 
Bahnen an den Staat geſichert erſchien. Der Schluß blieb fe. Per 
Ultimo notirte man Franzoſen 461—58,50—462, Lombarden 140,50 
bis 1,50, Kredit⸗Aktien 465—3,50—46 1,50, Diskonto⸗Kommandit⸗An⸗ 
theile 164—3,25—4,25. Der Schluß war recht feſt. 


e 4 


